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Auftaktveranstaltung zum Sanierungsgebiet 

ĂSpeyerer StraÇeñ

am 17. März 2025

Gemeinde Durmersheim
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1. Vorstellung des STEG Teams

2. Einführung

3. Vorbereitende Untersuchungen

4. Rechtliches zur Sanierung

5. Sanierungsdurchführung

6. Fragen

Agenda
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André de 
Rennes

Projektleiterin

Stadterneuerung

Ihr STEG-Team

Mediator (BM)

Staatl. Zertifizierter 
Bautechniker

Sachverständiger für 
Gebäudeschäden

Energieberater (BAFA)

Stephanie 
Witulski

Stadtplanerin

Abteilung 
Stadtplanung

Gabriele 
Bielinskaite
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2. Einführung
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Ziele

Á Revitalisierung der Innenstädte/Ortskerne

Á Verbesserung der Wohn- und Arbeitsverhältnisse

Á Erhalt und Ausbau der Infrastruktur, Straßen- und Grünflächen

Á Revitalisierung von Brachflächen

Á Nachhaltiger Klimaschutz

Kennzeichen

Á Gebietsbezogene und objektbezogene Maßnahmen

Á Mitwirkung der Beteiligten

Á Langfristige finanzielle Abwicklung

Instrumente

Á Rechtsvorschriften

Á Bezuschussung als Anreiz

Warum ein Sanierungsgebiet?
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Beantragter Förderrahmen: 11.593.000 ú

Bewilligter Förderrahmen: 2.000.000 ú

Anteil Land (60 %) 1.200.000 ú

Anteil Gemeinde (40 %) 800.000 ú

im Landessanierungsprogramm (LSP)

Bewilligungszeitraum: 01.01.2024 bis 30.04.2032

Regelmäßige Aufstockungsanträge führen zu einer erhöhten 

Finanzhilfe von Bund und Land!

Bewilligungsbescheid und Förderrahmen
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Ablauf der Sanierungsmaßnahme

SanierungsdurchführungPhase 3

Abschluss und Abrechnung der SanierungPhase 4

Phase 2

Antragstellung zur Aufnahme in ein 

Städtebauförderprogramm

März 2024

Vorbereitende Untersuchungen

Förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets, 

Veröffentlichung der Sanierungssatzung

Phase1

Bestandsaufnahme, Analyse mit Trägeranhörung, 

Eigentümerbefragung

Oktober 2022 

ï September

2023

Ab Oktober 

2024

ca. 2032

Bei positivem Bescheid: Programmaufnahme April 2023
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3. Vorbereitende 
Untersuchungen und 
Ziele der Sanierung
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Vor der förmlichen Festlegung (Satzung) 

eines Sanierungsgebiets müssen 

Beurteilungsgrundlagen gewonnen 

werden über: 

Á die Notwendigkeit der Sanierung

Á die sozialen, strukturellen und 

städtebaulichen Verhältnisse

Á die anzustrebenden Sanierungsziele

Á die Durchführbarkeit einer Sanierung

Warum vorbereitende Untersuchungen?

Rechtsgrundlage Ä 141 BauGB
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Städtebauliche Missstände
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§ 141 BauGB verpflichtet die Kommune zur Durchführung der 

Vorbereitenden Untersuchungen vor der förmlichen 

Festlegung des Sanierungsgebiets

13.09.2023 Beschluss zur Einleitung der Vorbereitenden 

Untersuchungen durch den Gemeinderat

Ziel ist die Gewinnung von entsprechenden 

Beurteilungsgrundlagen für die anstehende 

Sanierungsmaßnahme hinsichtlich

Á der Notwendigkeit der Sanierung

Á der sozialen, strukturellen und städtebaulichen 

Verhältnisse

Á der anzustrebenden Sanierungsziele

Á der Durchführbarkeit der Sanierung

Vorbereitende Untersuchungen
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Á Abgrenzung etwas größer als im 

VU-Gebiet (Friedhof, 

Berücksichtigung privater 

Anfragen)

Á Bewilligungszeitraum von 

01.01.2024

bis 30.04.2032

Á Frist für Durchführung nach 

BauGB 

max. 15 Jahre Ą 30.04.2037

Abgrenzung Sanierungsgebiet
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Satzungsbeschluss am 20.03.2024
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Á Stärkung der Ortsmitte

Á Stärkung des Wohnstandorts

Á Verbesserung der verkehrlichen 

Infrastruktur

Á Klimaschutz und Klimaanpassung

Die Umsetzung der geplanten 

Sanierungsziele erfordert ein Bündel von 

Ordnungs- und Baumaßnahmen: 

Á Grunderwerbe durch die Kommune 

Á Umfassende Neugestaltung der 

öffentlichen Erschließungsanlagen 

Á Schaffung von öffentlichen Stellplätzen 

Á Öffentliche und private Baumaßnahmen 

Á Ausbau der öffentlichen Infrastruktur 

Allgemeine Sanierungsziele
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1. Stärkung Ortsmitte

Á Gestalterische Aufwertung und Schaffung 

von Aufenthaltsqualität und ïangeboten in 

der Ortsmitte

Á Vernetzung Speyerer Straße und 

Hauptstraße durch bestehende Plätze 

Bickesheimer Platz, Chennevières Platz

Á Aufwertung öffentlicher Gebäude, insb. 

Rathaus und Vereinsheim ĂAltes Kinoñ bei 

gleichzeitiger Schaffung von 

Barrierefreiheit

Á Verkehrsberuhigung und 

Gestaltungsmaßnahmen entlang des 

Straßenraums Speyerer Straße, auch 

Maßnahmen zur Barrierefreiheit im 

öffentlichen Raum

Städtebauliche Ziele
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2. Stärkung des Wohnstandorts 

Durmersheim

Á Verbesserung der Wohnverhältnisse und 

Aufwertung des Wohnumfeldes

Á Sicherung der Wohnfunktion und ïqualität

Á Modernisierung des Wohnbestandes, 

gestalterische Aufwertung, Schaffung und 

ggf. Erweiterung von bedarfsgerechtem 

Wohnraum für alle Generationen

Á Sanierung des Kindergartens Speyerer 

Straße 55, evtl. Grunderwerb und 

Grundstücksneuordnung zur Erweiterung 

und Verbesserung der sozialen 

Infrastruktur

Städtebauliche Ziele
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3. Verbesserung der verkehrlichen 

Infrastruktur

Á Anpassung von Straßenquerschnitten und 

Verbesserung von Übersichtlichkeit

Á Reduzierung von Lärm und Abgasen durch 

Geschwindigkeitsreduktion

Á Stärkung und Ausbau des ÖPNV

Á Verbesserung der Radinfrastruktur 

(Ausbau Radwegenetz)

Städtebauliche Ziele
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4. Klimaschutz und Klimaanpassung

Á Verbesserung des Wohnumfelds durch 

Qualifizierung von multifunktionalen Grün- 

und Freiräumen

Á Energetische Sanierung bei privatem und 

öffentlichem Gebäudebestand

Á Klimagerechte Gestaltung des Freiraums, 

Verbesserung des Mikroklimas

Á Entsiegelung öffentlicher und privater 

Freiflächen

Á Anpassung der öffentlichen Räume und 

des Wohnumfeldes an die 

Herausforderungen des Klimawandels

Städtebauliche Ziele
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Maßnahmenkonzept
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Zielkonzept
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Weitere Vorbereitung

Á Vertiefung der städtebaulichen Planung

Á Begleitende Öffentlichkeitsarbeit

Verbesserung / Aufwertung des Wohn- und Arbeitsumfelds

Á Gestaltung des öffentlichen Raumes, insbesondere unter Aspekten des 

Klimaschutzes

Á Freilegung von Grundstücken, aber: Sanierung vor Abbruch!

Á Herstellung  / Änderung von Erschließungsanlagen

Baumaßnahmen

Á Erneuerung von Gebäuden, unter den Aspekten Baukultur und hoher 

Gestaltungsanspruch

Á Schaffung von Gemeinbedarfseinrichtungen

Öffentliche Maßnahmen
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4. Rechtliches zur Sanierung
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Á Genehmigungspflichtige Vorhaben

 (§ 144 BauGB)

-Bauvorhaben

-Grundstücksgeschäfte

-langfristige Miet- und Pachtverträge

-Eintragung von Grundschulden

-Begründung von Baulasten 

-Grundstücksteilungen

Á Allgemeines Vorkaufsrecht

(§ 24 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

Im umfassenden Verfahren:

Á Kaufpreiskontrolle

(§ 153 Abs. 2 BauGB)

Á Evtl. Ausgleichsbeträge

(§ 154 BauGB)

Rechtsvorschrifteninstrumente der städtebaulichen Erneuerung

Rechtliches zur Sanierung
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Sanierungsvermerk (Ä 143 Abs. 2)

ÁEintrag in Grundbücher mit 

Rechtskraft der Sanierungssatzung

ÁKeine unmittelbare rechtliche Wirkung

Á Informations- und Sicherungsfunktion 

für den Grundstücksverkehr

Genehmigungspflicht (ÄÄ 144/145)

ÁBauvorhaben und Gebäudeabbrüche

ÁWertsteigernde Veränderungen an 

Grundstück oder baulichen Anlagen

ÁGrundstücksverkehr (Kaufverträge, 

Teilung, Baulasten, Schuldrechteé)

Wichtige Rechtsvorschriften der städtebaulichen Erneuerung

Rechtliches zur Sanierung
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Ermittlung und Erhebung von Ausgleichsbeträgen

Besonderheiten für private Eigentümer

Rechtliches zur Sanierung

Regelverfahren / Vereinfachtes Verfahren

Sanierungsbeginn / Sanierungsabschluss

Anfangswert / Endwert

sanierungsbedingte Bodenwerterhöhung

externe Effekte

Ausgleichsbetrag

Bebauungsabschlag

Anrechnungsbeträge

Ablösebetrag

Sanierungsunbeeinflusster Wert

Neuordnungswert

Bagatellregelung

Multifaktorenanalyse

Modell Niedersachsen
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Ermittlung und Erhebung von Ausgleichsbeträgen

Á Sanierung wird nach dem Regelverfahren durchgeführt.

Á Es gelten die besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften: ÄÄ 

152 bis 156a BauGB

§ 154 Abs. 1 BauGB

Á Eigentümer hat einen Ausgleichsbetrag in Geld zur Finanzierung  

der Sanierung zu entrichten. 

Á Ausgleichsbetrag entspricht der sanierungsbedingten 

Bodenwerterhöhung des Grundstücks. 

Á Miteigentümer haften als Gesamtschuldner; 

Á Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend ihrem 

Miteigentumsanteil. 

Besonderheiten für private Eigentümer

Rechtliches zur Sanierung
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Ermittlung und Erhebung von Ausgleichsbeträgen

§ 154 Abs. 2 BauGB

Endwert

Á Bodenwert ohne Bebauung, der sich durch die rechtliche 

und tatsächliche Neuordnung des Sanierungsgebiets ergibt.

Anfangswert

Á Bodenwert ohne Bebauung, der sich ergeben würde, wenn 

eine Sanierung weder beabsichtigt noch durchgeführt 

worden wäre.

Besonderheiten für private Eigentümer

Rechtliches zur Sanierung

Endwert (EW)

   -  Anfangswert (AW)

  =  sanierungsbedingte Bodenwerterhöhung        
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Ermittlung und Erhebung von Ausgleichsbeträgen

Fiktion des unbebauten Grundstücks

Besonderheiten für private Eigentümer

Rechtliches zur Sanierung

IST ï Zustand

 

Fiktion
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Ermittlung und Erhebung von Ausgleichsbeträgen

Á Ermittlung zonaler Anfangs- und Endwerte (Zonengutachten)

Á Gutachterausschuss oder ö.b.u.v. Sachverständiger

Á Anfangs- und Endwert sind auf denselben 

Wertermittlungsstichtag zu ermitteln: die konjunkturelle 

Entwicklung wird dadurch eliminiert! 

Á Bei der Ermittlung der sanierungsbedingten 

Bodenwerterhöhung sind grundsätzlich sämtliche geförderten 

und nicht geförderten Maßnahmen im Sanierungsgebiet  zu 

berücksichtigen!

Á Maßnahmen außerhalb des Sanierungsgebiets sind nicht zu 

berücksichtigen (Externe Effekte)!

z.B. neuer Autobahn-/S-Bahnanschluss, Umgehungsstraße, 

é

Besonderheiten für private Eigentümer

Rechtliches zur Sanierung
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Zonengutachten Anfangs - / Endwerte

Grundlage für weiteres Verwaltungshandeln der Stadt:

Á Ermittlung / Erhebung Ausgleichsbetrag (Ä 154 BauGB)

Á Kaufpreisprüfung / Kaufpreisgenehmigung (ÄÄ 144, 145 

BauGB)

Á Grunderwerb Gemeinde (Ä 153 BauGB)

Á Prüfung Anwendbarkeit der Bagatellregelung (Ä 155 Abs. 3 

BauGB)

Á Fortschreibung Bodenrichtwerte (Ä 10 Abs. 2 3. ImmoWertV)

Besonderheiten für private Eigentümer

Rechtliches zur Sanierung
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5. Sanierungsdurchführung
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Á Erneuerung von Gebäuden

- Verbesserung der Haustechnik

- Verbesserung der Wohnungen

- Energetische Verbesserungen

Á Bautechnische 

Verbesserungen

Á Abbruch von Gebäuden

Á Umnutzung von Gebäuden

ÁWohnraumerweiterung

Beispiele für umfassende private Erneuerungsmaßnahmen

Sanierungsdurchführung

Wärmedämmung 

an Außenwänden, 

Decken und Dach

Erneuerung des 

Außenputzes und 

Daches

Austausch von 

alten Fenstern und 

Türen

Einbau einer neuen 

Heizungsanlage oder 

Warmwasserbereitung

Innenausbau durch 

Erneuerung von 

Boden-, Wand- und 

Deckenbelägen

Verbesserung der 

Sanitärbereiche

Erneuerung der 

Installationen (Elektro, Gas, 

Wasser, Abwasser)

Nutzung von 

Solarthermie

Veränderung der 

Raumnutzung und 

-größe

Altersgerechter 

Umbau, 

Reduzierung von 

Barrieren

Nur umfassende Sanierungen 

sind förderfähig!
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Á Freilegung von Grundstücken 

(Gebäudeabbrüche)

Á Entkernung / Entsiegelung des 

Grundstücks

Á Neubaumaßnahmen werden nicht 

gefördert!

Beispiele für private Ordnungsmaßnahmen

Sanierungsdurchführung

Hinweis: In der Regel wird die 

Förderung von Abbruchmaßnahmen an 

eine Neubebauung geknüpft!
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Á Reine Maßnahmen auf dem Grundstück 

(z. B. nur Hofgestaltung ohne Modernisierung des 

Gebäudes)

Á Reine Schönheitsreparaturen, wie z. B. der Anstrich 

der Innenwände

Á Luxusmodernisierungen

Á Unterlassene Instandsetzungen

Á Neubaumaßnahmen

Nicht förderfähige Maßnahmen

Sanierungsdurchführung
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VOR Baubeginn ist eine schriftliche 

Vereinbarung zwischen dem 

Eigentümer und der Gemeinde 

abzuschließen!

Á Grundstück liegt im Sanierungsgebiet

Á Schriftliche Vereinbarung

Á Maßnahme entspricht Sanierungsziel

Á Die Maßnahme ist wirtschaftlich 

Á Die wesentlichen Mängel und  

Missstände werden beseitigt               

Á Form und Material der sichtbaren 

Bauteile entsprechen dem Stadtbild

Voraussetzungen für eine evtl. Förderung

Sanierungsdurchführung
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Á Eine ganzheitliche Erneuerung des 

Gebäudes ist anzustreben.

Á Denkmalschutz und Ortsbild sind 

zu beachten.

Á Die Bagatellgrenze für 

Baumaßnahmen liegt bei 15.000 

Euro der Baukosten.

Á Es besteht kein Rechtsanspruch 

auf Förderung.

Förderkonditionen für private Baumaßnahmen

Sanierungsdurchführung

Abweichungen bei der Förderung sind 

im Einzelfall mit Zustimmung des 

Gemeinderates zulässig.

Regelfördersätze:  max.

Erneuerungsmaßnahmen 30 % 30.000 ú

Ordnungsmaßnahmen     80 % 30.000 ú

Á keine Erstattung des Substanzverlusts

Á keine Förderung des Neubaus

Á keine Abbruchförderung bei 

Kulturdenkmalen
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Das Einkommensteuergesetz bietet Ihnen für die 

Herstellungskosten eine jährliche erhöhte 

Steuerabschreibung

Steuerliche Vergünstigung für Gebäude in Sanierungsgebieten

Sanierungsdurchführung

Voraussetzung: Sanierungsvereinbarung

Aufwendungen für 

vermietete Gebäude

(§ 7h EStG) und

vermietete Baudenkmale

(§ 7i EStG)

jährliche Abschreibung 

zu

9 % über 8 Jahre                          

danach 7 % über 4 Jahre

Aufwendungen für 

selbstgenutzte Gebäude und 

Baudenkmale 

(§ 10f EStG)

jährliche Abschreibung 

zu

9 % über 10 Jahre             

wie Sonderausgaben
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Beispiele Sanierungsdurchführung

Sanierungsdurchführung

Vorher NachherVORHER

VORHER

NACHHER


